
437 der Beilagen zu den stenographischenProtokollen desNationalrates XIII.GP 

24. 8. 1972 

Regierungsvorlage 

, "Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 
über die Verwendung von Schall trägern illl 

zivilgerichtlichen Verfahren 

Der Nationalrat hat besmlossen: 

Artikel I 

Die Zivilprozeßordnung, RGBl. Nr. 113/ 
,1895, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. Nr. 291/1971, wird wie folgt geändert,: 

Nam dem §,212 wird folgende Bestimmung 
eingefügt: 

, ,,§ -212 3. Hat der Vorsitzende von der Bei­
ziehungeiiles Schriftführers abgesehen (§ 207 
Abs.3), so kann er sich für die Abfassung des 
Verhandlungsprotokolls eines Schallträgers be­
dienen. Die Angaben des § 207 Abs. 1 und die 
Feststellung, daß für den übrigen Teil des Proto­
kolls ein Smallträger verwendet wird, sind auf 

jeden' Fall in Vollschrift in das Verhandlungs­
protokoll aufzunehmen. 

Der § 212 ist sinngemäß anzuwenden. An 
Stelle der im § 212 Abs. 1 vorgesehenen _ Ein­
sichtnahme oder Verlesung des Protokolls kön­
nen die Parteien die Wiedergabe der Aufnahme 
verlangen; dies ist im Verhandlungsprotokoll 
zu beurkunden. 

Die Aufnahme auf dem Schallträger darf erst 
gelöscht werden, wenn seit Ablauf der Frist zur 
Erhebung des Widerspruches (§ 212 Abs. 5) ein 
Monat verstrichen ist." 

Artikel 11 

Dieses Bundesgesetz tritt mit dem 1. Jänner 
1973 in Kraft. 

Artikel III 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes, ist 
de.r Bundesminister für Justiz betraut. 

437 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 1 von 5

www.parlament.gv.at



2 437 der Beilagen 

Erläuterungen 

I. Allgemeines 

Schallträger haben' im öffentlim·en und pri­
vaten Leben große Verbreitung gefunden. Auch 
die Gerimte sind in den letzten fünf Jahren 
in weitem Umfang mit Diktiergeräten und Ton­
bändern ausgestattet worden, UII1 ihre Leistungs­
fähigkeit bei gleimzeitiger Kostenersparnis zu 
heben. 

Nam den Verfahrensgesetzen können aber 
solmeGeräte in der Verhandlung nimt ver­
wendet werden. 

Ein Rückblick zeigt, daß sich der Gesetzgeber 
aum für die Protokollfiihrung im zivilgericht-

'lichen Verfahren jeweils dem te.chnismen Fort­
sm ritt angepaßt hat. Die Zivilprozeßordnung 
(im folgenden "ZPO") hat zur Zeit ihres In­
krafttretens nur die handsmriftlime Verfassung 
eines Protokolls gekannt. Später traten die Ma­
sminsmrift und schließlim die Aufnahme eines 
Teiles des Protokolls in Kurzschrift dazu. Diesen 
Te.il des Protokolls zu ersetzen, bieten sim nun 
die Schallträger - ein überbegriff für die mit 
Bandgerät, Diktiergerät, Diktaphon, Magneto­
phon u. a. bezeimneten temnischen Geräte -
an. 

Eine Aufzeimnung auf Band verlangt eine 
na chträgliche übertragung in V ollsmrift, wie 
dies derzeit aum beim Kurzsmriftprotokoll der 
Fall ist. Diese übertragung könnte ohne erheb­
lime praktische Schwierigkeiten nimt entbehrt 
werden: dazu gehört das zeitraubende Al\1f­
suchen der einzelnen Vorgänge bei einer län­
geren Aufnahme ebenso wie die Smwierigkeit, 
sim rasch einen überblick über den Verfahrens­
ablauf und Verfahrensinhalt zu versmaffen. 

Neben der Anordnung, solche Smallträger 
verwenden zu können, müssen auch Vorkehrun­
gen gegen Mißbraum und F,ehlerquellen ge­
troffen werden. Das &ndesministerium für 
Justiz hält im Einvernehmen mit den Gerimten, 
besonders wegen der ziemlich fortgesmrittenen 
technismen Vollendung solmer Geräte, den Zeit­
punkt für gekommen, diese ·einzusetzen. Da­
durm kann Schreibpersonal erspart werden, weil 
·die Anwesenheit eines Schriftführers während der 

Verhandlung nimt mehr erforoerlim ist. Der 
Schreibdienst bei den Gerimten kann daher 
wirtschaftlimer. g~staltetV{erden. Gfeimzeitig 
versprimt sich der Entwurf eine Beschleunigung 
der Protok6llierung und damit eine Abkürzung 
der Verfahren mit finanziellen Entlastungen für 
die Parteien ,und die Gerimte. 

Der Entwurf kann zur Erreichung des ange­
strebten Zieles im streitigen und außerstreitigen 
zivilgerimtlimen Verfahren durch die Einfügung 
einer einzigen' Bestimmung in die Zivilprozeß­
ordnung das Auslangen finden. Er berücksichtigt 
dabei auch ,die Erörterungen im Justizausschl\1ß 
des Nationalrats zur Regien,mgsvorlage eines 
Bundesgesetzes über die Verwendung von SchaU­
trägern im straf- und zivilgerichtlichen Verfahren 
(1238 der Beiiagen zu· den stenographismen 
Protokollen, XI. GP) sowie zum Initiativantrag 
der Abgeordneten zum 'Nationalrat Dipl.-Ing. 
Dr. Bayer und Genossen (30 der Beilagen zu den 
stenographismen Protokollen, XII. GP), die es 
ratsam ersmeinen' ließen, das Diktiergerät an 
Stelle eines Smriftführers vorerst nl\1r im Zivil:' 
verfahren einzuführen. Dem hat aum schon der 
·erwähnte Initiativantrag Remnung getragen, der 
sim ebenfalls nur auf die Knderung der ZPO 
besmränkte. Ob ni mt dom eine Möglichkeit 
gefunden werden k,ann, aum das strafgericht­
liche Verfahren durm Verwendung von Small­
träg,ern zu entlasten, wird bei der Neuordnung 
des Strafprozeßremts nom einmal eingehend 
geprüft werden. 

Die Verwirklichung des Gesetzentwurfs wird 
nach den obigen Ausführungen allenfalls den 
Samaufwand des Bundes geringfügig erhöhen, 
was jedom .smon durm einen gleimbleibenden 
Pe,rsonalstand trotz eines Personalmehrbedarfs 
Im Smreibdienst wettgemacht werden könnte. 

n. Besonderes 

Zum Art. I 

Der in der ZPO einzufügende § 212 a nimmt 
auf die. Vorschriften über die Aufnahme eines 
Kurzschriftprotokolls Bedacht. Die entworfene 
Neuregelung ist daher aus systematischen Grün-
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437 der Beilagen 3 

den dem § 212' nachgereiht worden, dessen 
Abs. 5 und 6 sich mit der übertragung des in 
Kurzschrift aufgenommenen Teiles des Pil'oto­
kolls 'befassen. 

Im Abs. 1 wird dem Vorsitzenden die Be­
fugnis zur Verwendung eines Schallträg,ers einge­
räumt; diese Befugnis gilt auch für jeden Ein­
zelrichter eines. Gerichtshofs und des Bezirks­
gerichts (vgl. § 7 a Jurisdiktion~norm und § 431 
ZPO). 

Ferner wird dafür Vorsorge getroffen, daß die 
wichtigen, im § 207 Abs. 1 ZPO angeführten 
Angaben und Aufzeichnungen in Vollschrift fest­
gehalten werden. Das ist notwendig, damit das 
Protokoll in seinen formalen Teilen sofort vor­
liegt und von .den Parteien unterschrieben wer­
den kann. Dazu gehört auch die Feststellung, daß 
zur inhaltlichen Protokollierung ein Schallträger 
verwendet wird. 

Der Abs. 2 legt .die sinngemäße Anwendung 
des § 212 ZPO fest. Statt der dort vorgesehenen 
Einsichtnahme und Verlesung des Protokolls sol­
len die Parteien die Wiedergabe der Aufnahme 
und ihre Richtigstellung verlangen können. Dies 
gilt auch für die Erhebung eines Widerspruches 
gegen einzelne Angaben auf dem Schallträger 
(§ 212 Abs. 2 ZPO). 

Der Abs. 3 schließlich sichert die Greifbarkeit 
der Aufnahme während eines 'bestimmten Zeit­
raums. Eine zeitlich unbeschränkte Aufbewah­
rung des Schallträgers ist deshalb nicht erforder­
lich, weil nach § 212 Abs. 5 ZPO den Parteien 
zur Erhebung des Widerspruches gegen das 
Protokoll eine Frist von drei Tagen nach der 

übertragung oder, wenn SLe die Zustellung einer 
Abschrift der übertragung verlangt haben, nach 
dieser Zustellung offensteht .. Dte im Entwurf 
vorgesehene Frist für die Löschung des Schall­
trägers von einem Monat naCh Ablauf der Frist 
zur Erhebung des Widerspruches ist daher unter 
Bedachtnahme auf mögliche. Zwischenfälle aUs­
reichend.Bis zur Löschurig ist der Schallträger 
ein wesentlicher Bestandteil des In Vollschrift 
aufgenommenen Protokolls. Eine besondere An­
ordnung über die Art der Verwahrung des 
Schallträgers bis zur Löschung kann. daher ent­
hehrt werden. 

Diese Sonderbestimmungen für die Proto­
kollierung im streitig,en Verfahren gelten auch 
ohne eine besondere Anordnung für den Bereich 
des außerstreitigen Verfahrens. Mangels beson­
derer Vorschriften über die Form' und das Aus­
maß der Beurkundung der außerstreitigen Ver­
fahrensvorgänge werden nämlich in der Praxis 
,übereinstimmend mit der Lehre die Vorschriften 
der ZPO über die Protokollierung sinngemäß 
angewendet. 

Zum Art. 11 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten. 

Zum Art. ßI 

Dieser Artikel betraut gemäß der Verteilung 
der Zuständigkeit der einzelnen Bundesminister 
den Bundesminister für Justiz mit der Vollzie­
hung des entworfenen Bundesgesetzes. Die Zu~ 
ständigkeit des Bundes zur Erlassung dieserbun­
desgesetzlichen Ne.ur:egelung gründet sich auf den 
Art. 10 Abs .. 1 Z. 6 des Bundes-Verfassungs~ 
gesetzes. 

Gegenüberstellung 

Gelt,en.de Fassung 

Zivilprozeßordnung 

§ 207. (1) über jede mündliche Verhandlung 
vor Gericht ist ein Protokoll (Verhandlungs­
protokoll) aufzunehmen. Dasselbe hat außer den 
durch das Gesetz im einzelnen angeordneten 
Aufzeichnungen und Anga:ben zu enthalten: 

1. die Benennung des Gerichtes, die Namen 
der Richter, des Schriftführers, und wenn ein 
Dolmetsch zugezogen wird, dessen Namen; die 
Angabe von Zeit und Ort der Verhandlung, und 
'bei einer V:erhandlung vor dem erkennenden 
Gericht die Angabe, ob die Verhandlung öffent­
lich gepflogen wur·de oder die öffentlichkeit aus.. _ 
geschlossen Wall' i 

Entwurf 
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G el t,e n.cl e Fa s s un g 

2. die Namen der Parteien und ihrer Ver­
treter, sowie, eine· kurze Bezeichnung des Streit­
g~genstandes; 

3. die Benennung der Personen, welche als 
Parteien oder als deren Vertreter oder Bevoll­
mächtigte zur Verhandlung erschienen sin,d. 

(2) ..... 
(3) •.... 

§ 212. (1) Das aufgenommene Protokoll ist 
den Parteien zur Durchsicht vorzuleg,en oder 
vorzulesen und von ihnen zu 'unterschreiben. 
Den Part,eien ist gestattet, nach der Einsicht­
nahme oder Verlesung des Protokolles auf jene 
Punkte aufmerksam zu machen, in we'lchendie 
im Protokolle enthaltene Darlegung des Ver­
handlungsinhaltes dem tatsächlichen Verlaufe der 
V,erhandlungen nicht entspricht. Eine dem Ge­
richte notwen,dig scheinende Richtigstellung des 
Protokollsinhaltes hat durch einen Anhang zum 
Protokolle z~ geschehen. Bleiben dagegen die 
Erklärungen der Parteien unberücksichtigt, so 
kann gegen die bezüglich,en Angaben des Ver­
handlungsprotokolles Widerspruch eing,elegt wer­
den. 

(2) Wenn aus diesem oder auseirrem anderen' 
Grunde von einer Partei gegen einzelne Angaben 
des Protokolles Widerspruch erhoben wird, ist 
in einem Anhange zum Protokolle zu bemerken, 
daß und welche Einwendungen gegen die Proto­
kollierung erhoben wurden. 

(3) Bei Vertretung dllrch e~nen Rechtsanwalt 
kann vom Gericht angeordnet werden, daß der 
Widerspruch durch das überreichen einer ku,rzen, 
dem Protokolle als Anlage beizufügenden Nie­
derschrift festgestetlt werde. 

(4) Die vorstehenden Bestimmungen finden 
auch auf das in Kurzschrift aufgenommene Pro­
tokoll (§ 209 letzter Absatz) Anwendung. 

(5) Von dem in Kurzschrift aufgenommenen 
Teile des Protokolls ist eine übert;ragung in 
Vollschrift anzufertigen, vom Richter und 
Schriftführer zu unterschreiben und binnen dr.ei 
Tagen nach Schluß der Tagsatzung dem Protokoll 
als Be~lage anzufügen. Die Partei kann binnen 
drei weiteren Tagen in die übertragung Einsicht 
nehmen und gegen Fehler dler übertragung 
Widerspruch erheben. Der Partei ist, wenn sie 
dies bei der Ta,gsatzung beantragt hat, eine Ab­
schrift der übertragung binnen drei Tagen nach 
Schluß der Tagsatzung zuzustellen. In diesem 
Falle beginnt die Frist zur Erhebung des Wider­
spruches g,eg,en Fehler der übertragung mit dem 
Tage nach Zustellung. Der Widerspruch kann 
mündlich oder mit Schriftsatz erklärt werden. 
Infolge erhobenen Widerspruches kann die 
übertragung vom Gerichte entspliechend geän-

,En twurf 
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Gel t ,e.nd e Fassung 

dert werden. Offenbare Unrichtigkeiten der Auf­
nahme oder der Obertragung können auch nach­
träglich jederzeit vom Gerichte berichtigt wer­
den. 

(6) Die Ob~rtragung in Vollschrift entfällt, 
wenn die Rechtssache durch Vergleich, Zurück­
nahme der Klage oder Anerkenntnisurlieil bei 
dieser Tagsatzung erledigt und keine Protokolls­
abschrift begehrt wurde. Der Vergleich, die Er­
klärung der Zurücknahme der Klage und das 
Anerkenntnis sind in solchem Falle in Voll-
schrift zu protokollieren. " 

Entwurf 

§ 212 a. (1) Hat der Vorsitzende von der Bei­
ziehung eines Schriftführers abgesehen (§ 207 
Abs. 3), so kann er sich für die Abfassung des 
Verhandlungsprotokolls eines Schallträgers be­
dienen. Die Angaben des § 207 Abs. 1 und die 
Feststellung, daß für den übrigen Teil des Pro­
tokolls ein Schallträger verwendet wird, sind auf 
jeden Fall in Vollschrift in das Verhandlungs­
protokoll aufzunehmen. 

(2) Der § 212 ist sinngemäß a~zuwenden. An 
Stelle der im ~ 212 Abs. 1 vorgesehenen Ein­
sichtnahme oder Verlesung des Protokolls können 
die Parteien die Wiedergabe der Aufnahme ver­
langen; dies ist im Verhandlungsprotokoll zu 
beurkunden. 

(3) Die Aufnahme auf dem Schallträger darf 
erst gelöscht werden, wenn seit Ablauf der Frist 
zur Erhebung des Widerspruches (§ 212 Abs. 5) 
,ein· Monat verstrichen ist. 
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